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8. Kapitel
Straftaten gegen die staatliche Ordnung

3. Abschnitt 
Straftaten gegen die Rechtspflege

§233
Begünstigung

(1) Wer nach der Begehung einer Straftat dem 
Täter oder einem Beteiligten Beistand leistet, um ihn 
der Strafverfolgung zu entziehen oder ihm die Vor­
teile aus der Straftat zu sichern, wird mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren, mit Verurteilung auf 
Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel 
bestraft oder von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

(2) Sind dem Täter die Umstände bekannt, nach 
denen die Vortat als Verbrechen zu beurteilen ist oder 
leistet er die Begünstigung seines Vorteils wegen, wird 
er mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(3) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit ist abzusehen, wenn die Begünstigung 
einem nahen Angehörigen gewährt wird, um ihn der 
Strafverfolgung zu entziehen.

(ALLGEMEINER TEIL)

§ 2 2

Täter und Teilnehmer
(1) ... (vor § 47 StGB West)
(2) Als Teilnehmer an einer Straftat ist strafrecht­

lich verantwortlich, wer
1.... (bei § 48 StGB West)
2. . .. (bei § 47 StGB West)

3. . . . (bei § 49 StGB West) dem Täter nach der 
Tatausführung vorher zugesagte Hilfe leistet (Bei­
hilfe).

Einundzwanzigster Abschnitt 
Begünstigung und Hehlerei

§257
(1) Wer nach Begehung eines Verbrechens oder Ver­

gehens dem Täter oder Teilnehmer wissentlich Bei­
stand leistet, um denselben der Bestrafung zu entzie­
hen oder um ihm die Vorteile des Verbrechens oder 
Vergehens zu sichern, ist wegen Begünstigung mit 
Geldstrafe oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr

und, wenn er diesen Beistand seines Vorteils wegen 
leistet, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu be­
strafen. Die Strafe darf jedoch der Art oder dem 
Maße nach keine schwerere sein als die auf die Hand­
lung selbst angedrohte.

(2) Die Begünstigung ist straflos, wenn dieselbe 
dem Täter oder Teilnehmer von einem Angehörigen 
gewährt worden ist, um ihn der Bestrafung zu ent­
ziehen.

(3) Die Begünstigung ist als Beihilfe zu bestrafen, 
wenn sie vor Begehung der Tat zugesagt worden ist. 
Diese Bestimmung ist auch auf Angehörige anzuwen­
den.

§ 257 a
(1) Wer, abgesehen von den Fällen der §§ 120,

121, 122 a, 122 b, vorsätzlich die Vollstreckung
einer gegen einen anderen rechtskräftig angeordneten 
Maßregel der Sicherung und Besserung ganz oder zum 
Teil vereitelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Wird die Tat zugunsten eines Angehörigen be­

gangen, so tritt Straffreiheit ein.


